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Interpellation Christa Ammann (AL): Was tun mit „ProblempolizistInnen“? 
(Qualitätskontrolle Police Bern) 

 

 

Am 3. und 5. Juni 2014 zückten vor bzw. in der Reitschule Zivilpolizisten – im ersten Fall ein noch 

nicht ganz sicher identifizierter Polizist, im zweiten Fall der schon von früheren Zwischenfällen her 

stadtbekannte „Problempolizist“ R. – zwecks „Selbstschutz“ ihre Pistolen und bedrohten im ersten 

Fall kritische Jugendliche auf dem Vorplatz („Chömet nume!! I warte uf euch!!“) und im zweiten Fall 

Personal und Gäste des Restaurant Sous le Pont (dabei wurde auch ein Restaurant-Mitarbeiter 

getreten und geschlagen sowie Gäste tätlich angegangen [vgl. Medienmitteilung reitschule.ch 

6.6.2014]). 

Diese und frühere Vorfälle zeigen trotz der wie immer „kreativen“ und verharmlosenden 

Rechtfertigungen der Medienstelle der Kantonspolizei einmal mehr: Teile der Bevölkerung, die 

Kantonspolizei und die Ressourcenvertragspartnerin Stadt Bern haben immer wieder Probleme mit 

„Enfants terribles“ innerhalb des Polizeikorps. Diese missbrauchen – schon fast wie in einem 

schlechten US-Polizeithriller – die ihnen vom Staat verliehene Macht, um ihr „eigenes Ding“ 

durchzuziehen. Respektlosigkeiten, Provokationen, Drohungen, rassistische Sprüche, willkürliche 

Kontrollen, Menschenjagden, die unverhältnismässige Anwendung von Gewalt, schikanöse 

Anzeigen, das Zurechtbiegen von Sachverhalten oder gar das brandschwarze Anlügen der 

Vorgesetzten und der Öffentlichkeit gehören dabei zur breiten Palette dieser in den letzten 

Jahrzehnten immer wieder sporadisch auftauchenden EinzeltäterInnen oder in unterschiedlicher 

Zusammensetzung agierenden „Cop-Gangs“. Betroffen von diesem selbstherrlichen Verhalten sind 

meist gesellschaftliche Minderheiten, missliebige BürgerInnen, DemonstrantInnen und nicht zuletzt 

das Ansehen der Polizei. Selbst die eigenen Vorgesetzten oder hohe PolitikerInnen werden dabei 

regelmässig in Wort und Tat mit Verachtung bedacht. Als „Problempolizisten“ wurden dabei je nach 

personeller Zusammensetzung in den letzten Jahren auffallend oft Mitglieder der 

Polizeigrenadiereinheit „Krokus“ oder der zivilen Regionalfahndung identifiziert, an Wochenenden 

manchmal auch Mitglieder des normalen Streifendienstes. 

Das autonome Kultur- und Begegnungszentrum Reitschule ist dabei immer wieder auch besonders 

betroffen: Seit vor 16 Jahren die repressive Drogenpolitik der Stadt verschiedenste Dealer-

Gruppen aus der Innenstadt vertrieb (z.B. Aktion Citro) und sich deshalb immer wieder einzelne 

Gruppen auf die Schützenmatte verlagerten und sich dort festsetzten, wurde in der Folge auch die 

Reitschule vermehrt nicht nur mit Dealern, sondern auch mit „ProblempolizistInnen“ konfrontiert – 

aber auch mit dem Schweigen der Lämmer bzw. der Polizeiführung und den politisch 

Verantwortlichen. Verharmlosung von Polizeibrutalität und Rassismus im Umfeld von Anti-Deal-

Einsätzen der Polizei war (und ist immer noch) an der Tagesordnung. So führten z.B. zwischen 

2000 und 2004 vor allem zwei Krokus-Polizisten mit tatkräftigem Einbezug ihrer KollegInnen ein 

„Terrorregime“, unter dem vor allem Afrikaner und ReitschülerInnen zu leiden hatten. Erst nach 

etlichen Protesten auf allen möglichen Ebenen, den Strassenschlachten von 2003 und der 

Intervention einer damaligen Stadträtin kam die damalige Stadtpolizeiführung zur Einsicht und 

versetzte die beiden diskret in andere Dienststellen. Damals wurde viel Geschirr zerschlagen – 

was bei frühzeitiger Intervention der Polizeiführung verhindert hätte werden können. Die Folgen 

sind noch heute spürbar. 

Auch mit der 2008 reorganisierten Police Bern wurde die Situation nicht viel besser: Exemplarisch 

ist dabei z.B. der Fall des Problempolizisten „Wicked W.“ (vgl. Prozessberichterstattung vom März 

2011 in WoZ, Bund u.a.). Allgemein sind Unverständnis, Unmut, Wut und Misstrauen gegenüber 

der Polizei bei Reitschule-BetreiberInnen, PolitaktivistInnen und vielen „Vorplatz-Jugendlichen“ 

nach wie vor gross. 
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Der angebliche Massenangriff auf zwei Zivilpolizisten in der Reitschule vom September 2011 (der 

„Problempolizist“ R. vom 5. Juni 2014 war dabei am Rande involviert) und die noch immer bittere 

Erkenntnis, dass dabei seitens einiger damals involvierter Polizisten massiv gelogen wurde, ist 

dabei wohl das traurigste Beispiel. Immerhin hatte der Vorfall zur Folge, dass die damalige 

„CopGang“ innerhalb der zivilen Fahndung, welche damals massiv mit fragwürdigen Aktionen 

auffiel (und zu der auch der „Problempolizist“ R. vom 5. Juni 2014 gehörte), eine Zeitlang 

polizeiintern „ruhig gestellt“ wurde – inoffiziell und diskret versteht sich. Der Druck auf die 

Polizeiführung war gross: Denn nicht nur die Medien berichteten zunehmend kritisch, sondern auch 

polizeikorpsintern konnte mensch damals hinter vorgehaltener Hand Missmut über diese 

„Schwarzen Schafe“ in den eigenen Reihen und Kritik an der untätigen Polizeiführung zu hören. 

Auffällig ist: Neuerdings werden vermehrt Dienstwaffen gezogen: Schon Ende Mai 2012 gab es 

nach einem Baby Jail-Konzert einen Vorfall mit Schusswaffenziehen auf dem Vorplatz der 

Reitschule, der selbst aus polizeieinsatztaktischer Sicht unverhältnismässig und mehr als 

fragwürdig war und von den willkürlich betroffenen Anwesenden nicht als „Selbstschutz“ sondern 

als klare Drohung empfunden wurde. Und das nur zwei Tage vor dem legendären Tanz Dich Frei 

2.0 vom 2.6.2012.... („La Haine“ lässt grüssen...) 

Doch anstatt zu versuchen, die seit Jahren angespannte Situation zu beruhigen, giesst mittlerweile 

eine neue „Playerin“, die „AG Reitschule“ des Vorstandes der Polizeigewerkschaft 

„Polizeibeamtenverband Bern-Kanton“ (PVBK), unter dem Deckmantel des Einsatzes für die 

„Sicherheit“ ihrer Mitglieder regelmässig medienwirksam zusätzlich Öl ins Feuer und philosophiert 

mittlerweile sogar apokalyptisch-zweideutig über den Dienstwaffeneinsatz gegen 

ReitschülerInnen, „Vorplatz-Jugendliche“ und DemonstrantInnen (PVBK-Bulletin „Dreieck“ 03/2013, 

S.6 und derbund.ch 18.12.2013). 

Wie bereits erwähnt: Eigentlich hat sich in den letzten 16 Jahren nicht viel verändert – jedenfalls 

nicht zum Positiven: Nach wie vor gibt es die Menschenjagden von „Krokus“ und der zivilen 

Fahndung, bei der gerne auch mal „mutmassliche Dealer“ verprügelt oder in die Reitschule 

getrieben werden – sei es, um der Reitschule „Untätigkeit“ vorzuwerfen oder sei es, um einen 

Vorwand für einen Einsatz in der Reitschule zu haben. Nach wie vor werden kritische 

ZuschauerInnen beleidigt, eingeschüchtert, bedroht, tätlich angegangen, festgenommen und/oder 

als Schikane unter fadenscheinigen Vorwänden angezeigt. Nach wie vor werden der Reitschule 

von Polizeiführung, Behörden, PolitikerInnen und Medien die negativen Folgen der 

dauerangespannten Situation, wie zum Beispiel kleinere Auseinandersetzungen, Fläschliwürfe, 

Strassenschlachten mit der Polizei oder derbe Spassguerilla-Aktionen wie die der „Faulsten 

Stadtguerilla der Welt“ (2012) als „Sicherheitsproblem“ angelastet und ihre Kritik an der 

Polizeiarbeit und „ProblempolizistInnen“ meist ignoriert. Anstatt endlich über eine neue, 

nichtrepressive Drogenpolitik, die Gründe für das schlechte gesamtgesellschaftliche Image der 

Polizei und eine Abkehr von der heutigen als autoritär und bevölkerungsfern empfundenen Polizei 

zu diskutieren, herrscht seitens von Politik und Polizei ein Konfrontationskurs auf dem Buckel der 

Reitschule und zulasten von Menschen-, Grund- und Bürgerrechten. 

Dies notabene an einem Ort, wo sich nicht nur – quasi auf Einladung des Stadtpräsidenten -

Wochenende für Wochenende Tausende von Jugendlichen auf dem Vorplatz und in der Reitschule 

treffen, sondern wo neuerdings manchmal selbst politisch unverdächtige kulturinteressierte 

Mittfünfziger erstaunt und schockiert feststellen müssen, dass sie beim Verspeisen des 

abendlichen Menu-Salats plötzlich mit einer Polizeidienstwaffe bedroht werden. 

Neben der Ablehnung von Prohibition und Drogenhandel will die Reitschule bekanntlich auch nicht 

Spielwiese für gewaltgeile „ProblempolizistInnen“, deren Menschenjagden oder deren 

wahnwitzigen Einzelaktionen und Machtmissbräuche sein. Im Gegensatz zu vielen betroffenen 

Einzelpersonen kann sich die Reitschule immerhin einigermassen – wenn auch oft fruchtlos – 

durch ihre Kontakte mit Behörden, Medien- und Öffentlichkeitsarbeit, Aktionen, 

Dokumentationsarbeit (Copwatch Reitschule), Zusammenarbeit mit Menschenrechtsgruppen (z.B. 

Augenauf) etc. wehren. 
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Aber Fälle, wie die der dienstwaffenzückenden „enfants terribles“ vom 3. und 5. Juni 2014 

übersteigen die Möglichkeiten der Reitschule wie auch die der Zivilgesellschaft bei weitem. Es gibt 

einen dringenden Handlungsbedarf. „Jusqu‘ici tout va bien“ kann und darf nicht das Motto einer 

Polizeiführung und einer nachhaltigen Polizeipolitik sein. 

Die Alternative Linke erachtet es deshalb als dringend nötig, dass die Stadt Bern die Qualität der 

von ihr bestellten und bezahlten Polizeiarbeit und insbesondere den Umgang mit 

„ProblempolizistInnen“ genauer untersucht. 

Der Gemeinderat wird gebeten, zu folgenden Fragen Stellung zu nehmen: 

1. Von welchen Vorfällen mit „ProblempolizistInnen“ a) im Raum Schützenmatte b) im sonstigen 

Stadtgebiet hat der Gemeinderat Kenntnis? 

2. Was weiss der Gemeinderat über den in diverse Vorfälle involvierten und namentlich 

bekannten „Problempolizisten“ R.? Gibt es kantonspolizeiinterne Massnahmen und 

Sanktionen? 

3. Was ist die Meinung des Gesamtgemeinderates zum Thema „ProblempolizistInnen“? Wurde 

das Thema schon an Gemeinderatssitzungen oder mit der Kantonspolizeiführung diskutiert? 

4. Wie kann die Stadt Bern den Einsatz von „ProblempolizistInnen“ auf Stadtgebiet verhindern? 

Was für Massnahmen gibt es auf Stadtebene, um „ProblempolizistInnen“ frühzeitig zu 

erkennen? 

5. Gibt es im Rahmen des Ressourcenvertrages Qualitätsansprüche der Stadt Bern an die Arbeit 

der Polizei (z.B. Augenmerk auf respektvollen Umgang, kein Racial Profiling, Einhaltung 

BürgerInnen- und Menschenrechte, Gewaltfreiheit etc.)? 

6. Wie prüft die Stadt Bern die Qualität der von ihr bestellten Polizeiarbeit? 

7. Was für Beschwerde- und Sanktionsmöglichkeiten hat die Stadt Bern bei Qualitätsmängeln? 

8. Was für interne Kontrollgremien gibt es innerhalb von Police Bern? Wie steht es um die 

Früherkennung von „ProblempolizistInnen“? 

9. Was für und wie viele Fälle von Sanktionen gegen „ProblempolizistInnen“ sind dem 

Gemeinderat bekannt? Was sagt die Statistik der Kantonspolizei? Gibt es Berichte der 

Kantonspolizei? 

10. Wie kann die Stadt Bern aktiv auf die Personalpolitik der Kantonspolizei Einfluss nehmen? 

11. Was für Lehrgänge/Ausbildungsziele gibt es in der Polizeischule betreffen Früherkennung von 

problematischem Verhalten bei sich selber und bei KollegInnen? 

12. Was haben PolizistInnen für Möglichkeiten, um fehlbare KollegInnen (allenfalls auch anonym) 

zu melden? 

13. Wie aktiv geht der polizeipsychologische Dienst auf „ProblempolizistInnen“ zu? Woher bezieht 

er seine Informationen? Wie verbindlich sind dessen Empfehlungen? 

14. „ProblempolizistInnen“ schaden dem Image der Polizei und dem Polizeiberuf: Was ist dem 

Gemeinderat über die diesbezüglichen Massnahmen und Diskussionen innerhalb der 

Polizeigewerkschaft „Polizeiverband Bern-Kanton“ (PVBK) bekannt? 

15. Wer haftet bei Schäden an Personen oder Sachen durch „ProblempolizistInnen“? Der Kanton, 

die Stadt Bern, die Vorgesetzten, der Polizeipsychlogische Dienst? 

16. Zu der Gruppe von Zivilpolizisten, die im Rahmen der „gezielten Polizeiaktion gegen 

Drogenhandel“ vom 5.6.2014 offenbar als Gäste getarnt im Restaurant Sous le Pont Getränke 

konsumiert hat, bevor sie unvermittelt und mit uniformierter Verstärkung beruflich aktiv wurde: 

Haben diese Zivilpolizisten die Getränkerechnung bezahlt? Wenn nicht: Ist diese Form von 

Zechprellerei (Art. 149 StGb) strafbar? Haften die involvierten Beamten oder die 

Kantonspolizei? 

17. Welche Polizei-Einheiten waren in die Polizeiaktion vom 5.6.2014 involviert (Regionale 

Fahndung, Krokus, Mob.Gren. etc.)? 

18. Der heutige „Dienstweg“ bei Beschwerden gegen die Polizei ist zu wenig niederschwellig, 

durch die Involvierung von Polizeikommando und POM entsteht ein gewisses Misstrauen, das 

Prozedere wird als frustrierend und als Alibiübung empfunden, eine unabhängige kantonale 
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Beschwerde- und Anlaufstelle existiert bekanntlich immer noch nicht. Was hält der 

Gemeinderat von einer städtischen Einrichtung, zumal es ja auch um Polizeiarbeit geht, die 

von der Stadt bestellt und bezahlt wird? Welche politischen und administrativen Schritte 

benötigt die Entstehung einer solchen Stelle? 

Begründung der Dringlichkeit 

Die Problematik ist seit Jahren immer wieder akut. Eine Kontrolle der Qualität der Polizeiarbeit 

existiert quasi nicht. Eine klare Haltung des Gesamtgemeinderates gegenüber 

„ProblempolizistInnen“ und gegen Machtmissbrauch durch „enfants terribles“ innerhalb der 

Kantonspolizei setzt daher ein deutliches Zeichen mit Signalwirkung und trägt zum sozialen 

Frieden bei – nicht nur bei der Reitschule. Wenn gewisse Bevölkerungsteile zur Zielscheibe von 

„ProblempolizistInnen“ werden, muss dem kompromisslos Einhalt geboten werden. 

Dieser Vorstoss wurde verfasst von Tom Locher. 
Die AL Bern versteht sich als basisdemokratischer Zusammenschluss, deren gewählte Person in Delegierten-Funktion die 

Anliegen von anderen ihr nahestehenden Gruppen, Einzelpersonen und nicht-parlamentarisch-aktiven AL-Menschen ins 

Parlament trägt. Im Sinne der Transparenz und um der Personenfixierung auf die parlamentarische Vertretung 

entgegenzuwirken, wird deshalb der Name des/der VerfasserInnen auf dem Vorstoss erwähnt (ausser die UrheberInnen 

wünschen explizit, dass dies nicht so sein soll). 

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats abgelehnt. 

 

Bern, 03. Juli 2014 

Erstunterzeichnende: Christa Ammann 

Mitunterzeichnende: Luzius Theiler, Rolf Zbinden, Leena Schmitter, Seraina Patzen, Sabine 

Baumgartner, Franziska Grossenbacher, Cristina Anliker-Mansour 

 


